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Vorblatt 


Gesetz 

zu dem Übereinkommen vom 27. September 1968 über 
die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung 
gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handels- 
sachen 

(Schriftlicher Bericht des Rechtsausschusses) 


A. Problem 

Trotz einer Reihe von zweiseitigen Abkommen enthält das 
internationale Zivilprozeßrecht der Mitgliedstaaten der EWG 
unterschiedliche Regelungen über die gerichtliche Zuständig- 
keit und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in 
Zivil- und Handelssachen. Die Anerkennung und Vollstreckung 
ausländischer Urteile ist meist nur nach langwierigen Verfah- 
ren zu erreichen. Dies behindert den Rechtsverkehr und er- 
schwert die Bildung eines gemeinsamen Marktes. Artikel 220 
des EWG-Vertrages verlangt daher ein Übereinkommen. 


B. Lösung 

Das Übereinkommen vom 27. September 1968, dessen Zustim- 
mungsgesetz der Rechtsauschuß einmütig billigt, vereinheit- 
licht für den EWG-Bereich wichtige Gebiete des internationa- 
len Zivilprozeßrechts, Es bestimmt für alle Streitigkeiten über 
Zivil- und Handelssachen mit Auslandsbeziehung einheitlich 
die internationale Zuständigkeit der Gerichte. Es vereinfacht 
und vereinheitlicht das Verfahren für die Vollstreckbarerklä- 
rung ausländischer Urteile und schränkt hierfür die Ver- 
sagungsgründe ein. Damit wird eine größere Freizügigkeit der 
Urteile erreicht und der Rechtsverkehr erleichtert. 

In Übereinstimmung mit dem Bundesrat und der Bundesregie- 
rung empfiehlt der Rechtsausschuß — ebenfalls einmütig — 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr- Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 



Drucksache VI/3263 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


auch im Zustimmungsgesetz selbst zu berücksichtigen, daß die 
Bundesrepublik die in Artikel IV Abs. 2 des Protokolls vorge- 
sehene besondere Zustellungsart von Gerichtsvollzieher zu 
Gerichtsvollzieher nicht übernehmen wird. 


C, Alternativen 

wurden im Rechtsausschuß nicht erörtert. 


D. Kosten 


keine 
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Schriftlidier Beridit 

des Rechtsausschusses 
(5. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Übereinkommen vom 27. September 1968 über 
die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung gericht- 
licher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen 

— Drucksache VI/1973 — 


A. Bericht der Abgeordneten Metzger und Alber 


I. 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 109. Sitzung 
am 24. März 1971 den Gesetzentwurf dem Redits- 
ausschuß überwiesen. Dieser hat die Vorlage in sei- 
nen Sitzungen am 29. April, 4. November und 9. De- 
zember 1971 beraten. 

Der Reditsaussdiuß empfiehlt einstimmig, den Ge- 
setzentwurf in der Fassung der Gegenäußerung der 
Bundesregierung anzunehmen. 

II. 

Artikel 220 des Vertrages vom 27. März 1957 zur 
Gründung der Europäischen Wirtsdiaftsgemeinsdiaft 
sieht unter anderem vor, daß die Mitgliedstaaten, 
soweit erforderlich, untereinander Verhandlungen 
einleiten, um zugunsten ihrer Staatsangehörigen die 
Förmlichkeiten für die gegenseitige Anerkennung 
und Vollstreckung von richterlichen Entscheidungen 
und Schiedssprüchen zu vereinfachen. Die Verhand- 
lungen, die nach diesem Auftrag von den Regierun- 
gen der Mitgliedstaaten aufgenommen worden sind, 
haben am 27. September 1968 zu der Unterzeich- 
nung des Übereinkommens über die gerichtliche Zu- 
ständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher Ent- 
scheidungen in Zivil- und Handelssachen geführt. 
Das Übereinkommen bedarf zu seinem Inkrafttreten 
der Ratifizierung durch alle sechs Mitgliedstaaten 
der Europäischen Gemeinschaften. 


Das Übereinkommen stellt auf einem wichtigen 
Gebiet des Rechtsverkehrs die Freizügigkeit her. 
Zwar bestehen zwischen Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Gemeinschaften bereits Abkommen und 
Verträge über die Anerkennung und Vollstreckung 
von gerichtli^chen Entscheidungen. Solche Abkommen 
fehlen jedoch zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und Frankreich, zwischen Frankreich und den 
Niederlanden, zwischen Frankreich und Luxemburg 
und zwischen Luxemburg und Italien. Darüber hin- 
aus weisen die geltenden Abkommen erhebliche Un- 
terschiede auf. Demgegenüber schafft das Überein- 
kommen eine für die ganze Gemeinschaft einheit- 
liche und dauerhafte Regelung. 

III. 

In seinem Inhalt bringt das Übereinkommen im 
wesentlichen eine Vereinheitlichung der Normen 
des internationalen Zivilprozeßrechts der EWG- 
Staaten auf dem Gebiet der gerichtlichen Zuständig- 
keit sowie der Anerkennung und Vollstreckung ge- 
richtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssa- 
chen. Dieses Rechtsgebiet wird im Übereinkommen 
negativ eingegrenzt: Unter Zivil- und Handelssa- 
chen sind im wesentlichen zu verstehen vermögens- 
rechtliche Angelegenheiten unter Ausschluß der 
Fragen des Personenstands, der Rechts- und Hand- 
lungsfähigkeit, der gesetzlichen Vertretung, der ehe- 
lichen Güterstände und des Erb- und Testaments- 
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rechts. Ferner ist das Übereinkommen nicht anzu- 
wenden auf Konkurse, Vergleiche und ähnliche Ver- 
fahren, auf die soziale Sicherheit und die Schieds- 
gerichtsbarkeit (Artikel 1). 

Durch die Regelung der gerichtlichen Zuständig- 
keit wird vermieden, daß in derselben Sache zwi- 
schen denselben Parteien gleichzeitig mehrere Ver- 
fahren anhängig gemacht werden können. Maßge- 
bend für die Frage der Zuständigkeit des Gerichts 
ist nicht die iStaatsangehörigkeit, sondern der Wohn- 
sitz des Beklagten. Personen, die ihren Wohnsitz 
oder Sitz in einem Vertragsstaat haben, sind grund- 
sätzlich vor den Gerichten dieses Staates zu ver- 
klagen (Artikel 2). Diese Personen dürfen außerhalb 
ihres Wohnsitzstaates vor den Gerichten eines an- 
deren Vertragsstaates nur verklagt werden, wenn 
ein im Übereinkommen festgelegter Gerichtsstand 
gegeben ist (Artikel 3), Für Verfahren gegen Perso- 
nen, die nicht in einem der Vertragsstaaten ihren 
Wohnsitz haben, legt das Übereinkommen einheit- 
liche Zuständigkeiten nicht fest; insoweit wendet 
jeder Staat seine innerstaatlichen Zuständigkeits- 
normen an (Artikel 4). 

Das Übereinkommen sieht an besonderen Zustän- 
digkeiten vor den Gerichtsstand des Erfüllungsor- 
tes für Ansprüche aus Verträgen, den Gerichtsstand 
des Wohnsitzes oder gewöhnlichen Aufenthaltsor- 
tes des Unterhaltsberechtigten für Ansprüche auf 
Unterhalt, den Gerichtsstand der unerlaubten Hand- 
lung, den Gerichtsstand der Zweigniederlassung 
oder Agentur für Ansprüche aus dem Betrieb der 
Niederlassung (Artikel 5), den Gerichtsstand des 
Wohnsitzes eines von mehreren Beklagten für eine 
Klage, die gegen mehrere Beklagte erhoben werden 
kann und den Gerichtsstand des Hauptprozesses für 
eine Gewährleistungs- oder Interventionsklage so- 
wie für eine Widerklage (Artikel 6). Daneben kennt 
das Übereinkommen besondere Zuständigkeiten für 
Versicherungssachen (Artikel 7 bis 12) und für Ab- 
zahlungsgeschäfte (Artikel 13 bis 15), in denen zum 
Schutze des Versicherungsnehmers oder des Abzah- 
lungskäufers der Grundsatz enthalten ist, daß diese 
Personen beim Gericht ihres Wohnsitzes verklagt 
werden müssen und dort auch klagen können. Inter- 
national ausschließlich sind nach dem Übereinkom- 
men der Gerichtsstand der belegenen Sache bei ding- 
lichen Klagen betreffend unbewegliche Sachen, der 
Gerichtsstand des Sitzes einer Gesellschaft oder ju- 
ristischen Person für Klagen, welche die Gültigkeit, 
Nichtigkeit oder die Auflösung derselben oder der 
Beschlüsse ihrer Organe betreffen, der Gerichts- 
stand am Ort der Registerführung für Klagen, wel- 
che die Gültigkeit von Eintragungen in öffentliche 
Register betreffen, der Gerichtsstand am Ort der 
Hinterlegung oder Registrierung für Klagen, wel- 
che die Eintragung oder die Gültigkeit gewerblicher 
Schutzrechte zum Gegenstand haben, und der Ge- 
richtsstand des Vollstreckungsortes für Verfahren, 
welche die Zwangsvollstreckung aus Entscheidun- 
gen zum Gegenstand haben (Artikel 16), 

Die internationale Zuständigkeit der Gerichte der 
Vertragsstaaten ist abweichend von den bisherigen 
von der Bundesrepublik Deutschland abgeschlosse- 
nen Vollstreckungs Verträgen nach dem System der 


sog. „direkten Zuständigkeit" geregelt, d. h. die Be- 
stimmungen über die gerichtliche Zuständigkeit ha- 
ben nicht erst für den Richter, dem eine ausländi- 
sche Entscheidung zur Anerkennung und Vollstrek- 
kung vorgelegt wird, Bedeutung, sondern sie wen- 
den sich unmittelbar an den Richter im Urteilsstaat, 
bei dem ein gerichtliches Verfahren anhängig wird. 
Dieser Richter muß also neben seinen nationalen 
Vorschriften über die Zuständigkeit auch das Über- 
einkommen berücksichtigen. 

Das Übereinkommen vereinheitlicht und erleich- 
tert die Anerkennung von gerichtlichen Entscheidun- 
gen. Diese sind im anderen Vertragsstaat ohne be- 
sonderes Verfahren und ohne Rücksicht darauf, ob 
sie bereits rechtskräftig sind, anzuerkennen. Die An- 
erkennung kann nur noch versagt werden, wenn die 
Entscheidung gegen die öffentliche Ordnung des 
Anerkennungsstaates verstößt, das rechtliche Gehör 
Verletzt oder verkürzt, mit einer Entscheidung im 
Anerkennungsstaat unvereinbar ist, das internatio- 
nale Privatrecht bei der Entscheidung einer Vor- 
frage in Statussachen, Erbschaftssachen und Testa- 
mentssachen unrichtig anwendet (Artikel 27) oder 
die Vorschriften über die Zuständigkeit in Versiche- 
rungssachen, bei Abzahlungsgeschäften und über die 
ausschließliche Zuständigkeit verletzt (Artikel 28). 
Sachlich darf die ausländische Entscheidung nicht 
nachgeprüft werden (Artikel 29) . 

Diese Grundsätze gelten auch für die Vollstrek- 
kung. Ist der Titel im Urteilsstaat vollstreckbar, wird 
er im Vollstreckungsstaat auf Antrag eines Berech- 
tigten mit der „internationalen" Vollstreckungsklau- 
sel versehen (Artikel 31). Wird der Antrjag abge- 
lehnt, so kann der Gläubiger einen Rechtsbehelf ein- 
legen. Bei der Entscheidung darüber ist der Schuld- 
ner zu hören (Artikel 40). Wird dem Antrag des 
Gläubigers entsprochen, die Vollstreckungsklausel 
also erteilt, so kann der Schuldner gegen diese Ent- 
scheidung innerhalb eines Monats nach der Zustel- 
lung einen Rechtsbehelf einlegen (Artikel 36). Wäh- 
rend dieser Frist kannn der Gläubiger nur die 
Zwangsvollstreckung zur Sicherung betreiben. Ver- 
wertungsmaßnahmen sind dagegen noch nicht zu- 
lässig. 

D^r Rechtsausschuß begrüßt die Vereinheitlichung 
und Beschleunigung des Vollstreckungsverfahrens. 
Diese Beschleunigung wird einerseits dadurch er- 
reicht, daß die Frage der internationalen Zuständig- 
keit wegen der klaren Regelung im Übereinkom- 
men im Stadium der Vollstreckbarerklärung nicht 
mehr geklärt zu werden braucht und die sach- 
liche Nachprüfung des Urteils weitgehend einge- 
schränkt ist. Andererseits beruht die Beschleunigung 
darauf, daß die Vollstreckungsklausel nicht in einem 
streitigen Verfahren, sondern auf Antrag des Gläu- 
bigers ohne vorherige Anhörung des Schuldners 
erteilt wird. Der Rechtsausschuß hat sich eingehend 
mit der Frage befaßt, ob nicht die Beteiligung des 
Schuldners im ersten, nicht kontradiktorischen Ab- 
schnitt des Verfahrens vom verfassungsrechtlichen 
Grundsatz des rechtlichen Gehörs (Artikel 103 Abs. 1 
des Grundgesetzes) geboten ist. Der Ausschuß hat 
diese Frage nach eingehender Prüfung einmütig ver- 
neint. Der Schuldner hat eine zweifache Gelegenheit, 
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sich zu Tatsachen und Beweisergebnissen zu äußern. 
Er hat diese Gelegenheit bereits in dem Vorprozeß, 
der zu der gerichtlichen Entscheidung führt, um de- 
ren Vollstreckung es geht. Der Ausschuß geht da- 
von aus angesichts der Gleichwertigkeit der Rechts- 
pflege und der Rechtsordnungen in den Vertrags- 
staaten. In diesem Zusammenhang ist auch von Be- 
deutung, daß nach Artikel 34 Abs. 2 in Verbindung 
mit Artikel 27 Ziffer 2 des Übereinkommens eine 
gerichtliche Entscheidung nicht für vollstreckbar er- 
klärt werden darf, wenn bei ihrem Zustandekom- 
men dem Schuldner rechtliches Gehör nicht gewährt 
worden ist. Darüber hinaus kann der Schuldner nach 
Erteilung der Vollstreckungsklausel durch Einlegung 
eines Rechtsbehelfs ein kontradiktorisches Verfah- 
ren auslösen, in dem er Gelegenheit zur Äußerung 
zu allen Tatsachen und Beweisergebnissen erhält, 
die das Gericht der Entscheidung zugrunde legt. 
Daß dieses rechtliche Gehör erst nachträglich ge- 
währt wird, erscheint dem Ausschuß zulässig ange- 
sichts des Umstands, daß der Schuldner bereits im 
Vorprozeß gehört wurde und daß die Vollstreck- 
barerklärung nur vorläufigen Charakter hat 
und lediglich einer Sicherstellung von Vermögens- 
stücken des Schuldners für eine spätere zwangs- 
weise Verwertung gestattet (Artikel 34, 39). Die im 
Übereinkommen gefundene Abwägung von den In- 
teressen des Gläubigers und denen des Schuldners 
ist nach Auffassung des Ausschusses sachgerecht und 
im Hinblick auf die angestrebte Freizügigkeit der 
Urteile geboten, 

Artikel IV Abs. 2 des Protokolls stellt eine im 
deutschen Recht bisher nicht übliche Zustellungsart 


zur Verfügung. Danach kann ein Gerichtsvollzieher 
im Absendestaat die Schriftstücke unmittelbar einem 
Gerichtsvollzieher im Empfangsstaat zusenden, da- 
mit dieser die Zustellung bewirkt. Diese Bestimmung 
tritt nur in Kraft, sofern nicht der Empfangsstaat 
durch eine Erklärung widersprochen hat. Die Bun- 
desregierung will diesen Widerspruch erklären. Sie 
hat diese Absicht in der Denkschrift zu dem Über- 
einkommen erklärt (Drucksache VI/ 1973, Seite 45 f.). 
Der Rechtsausschuß teilt die verfassungsrechtliche 
Auffassung des Bundesrates, daß dieser von der 
Bundesregierung beabsichtigte Widerspruch in den 
Willen des Bundesgesetzgebers aufgenommen wer- 
den muß und billigt einmütig die in der Gegen- 
äußerung der Bundesregierung zu der Stellung- 
nahme des Bundesrates vorgeschlagene Fassung für 
Artikel 1 Satz 1 des Gesetzentwurfs. 

Der Rechtsausschuß begrüßt die gemeinsame Er- 
klärung zu dem Übereinkommen, wonach vorgese- 
hen ist, Verhandlungen über die Zuweisung be- 
stimmter Zuständigkeiten betreffend die Auslegung 
des Übereinkommens an den Europäischen Gerichts- 
hof aufzunehmen. Diese Verhandlungen haben am 
3. Juni 1971 auf der ersten Tagung des Justizmini- 
sterrats in Luxemburg zur Unterzeichnung des Pro- 
tokolls betreffend die Auslegung des Übereinkom- 
mens vom 27. September 1968 über die gerichtliche 
Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher 
Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen durch 
den Gerichtshof geführt. Der Ausschuß sieht darin 
eine zusätzliche Möglichkeit der Rechtsvereinheit- 
lichung im europäischen Bereich. 


Bonn, den 15. März 1972 


Berichterstatter 


Metzger 


Alber 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache W1973 — mit 
der Maßgabe anzunehmen, daß Artikel 1 Satz 1 
folgenden Wortlaut erhält: 

„Dem in Brüssel am 27, September 1968 Unter- 
zeichneten Übereinkommen über die gerichtliche 
Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher 
Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen wird 
mit der Maßgabe zugestimmt, daß der in Arti- 
kel IV Abs. 2 Satz 1 des Protokolls zu dem Über- 


einkommen vorgesehene Widerspruch eingelegt 
wird.", 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Petitio- 
nen für erledigt zu erklären, 

3. folgende Berichtigung zur Kenntnis zu nehmen: 
Artikel 38, Abs. 2 des Übereinkommens muß rich- 
tig lauten: 

„(2) Das Gericht kann auch die Zwangsvoll- 
streckung von der Leistung einer Sicherheit, die 
es bestimmt, abhängig machen." 


Bonn, den 15. März 1972 


Der Rechtsausschuß 

Dr. Lenz (Bergstraße) Metzger Alber 

Vorsitzender Berichterstatter 
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